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Widerstand gegen Verlegung der Altstoffsammelstelle
Die Altstoffsammelstelle bei
der Rheinau in Bendern soll ge-
schlossen werden. Die Gemein-
de möchte stattdessen die Sam-
melstelle bei der Josef Elkuch
AG in Eschen nutzen. Dagegen
wehren sich einige Einwohner
mit einer Unterschriftensamm-
lung.

Von Angela Hüppi

Gamprin-Bendern. – «Der externe
Indikator ‹Einwohner› wurde nach
meiner Ansicht zu wenig berücksich-
tigt», schreibt Arno Kind in einem Le-
serbrief (siehe Seite 9) zur Verlegung
der Altstoffsammelstelle. Deswegen
startete er eine Unterschriftensamm-
lung, um mit dem Gemeinderat vor
dem endgültigen Beschluss in einer
öffentlichen Veranstaltung über das
Projekt zu diskutieren. 177 Unter-
schriften kamen zusammen, und so
wird die Gemeinde Mitte Februar ei-
ne Informationsveranstaltung zum
Thema Altstoffsammelstelle durch-
führen.

Längere Öffnungszeiten
Für Vorsteher Donath Oehri liegen
die Vorteile der neuen Sammelstelle
auf der Hand: «Die Verlegung des
Standorts nach Eschen bringt eine

grosse Ausweitung der Dienstleistun-
gen mit sich, da die Sammelstelle bei
der Josef Elkuch AG in Eschen an
sechs Tagen die Woche geöffnet ist.»
Am bestehenden Standort dagegen
sind die Öffnungszeiten auf zwei
Stunden am Mittwochabend und vier
Stunden am Samstagmorgen be-
schränkt. 

Durch die Verlegung werden aus-
serdem Kosten für die längst fällige
Sanierung der seit den 90er-Jahren
bestehenden Sammelstelle gespart,
und auch die laufenden Kosten fallen
bei einer externen Nutzung deutlich
geringer aus. 

Für einige Bewohner ist der An-
fahrtsweg nach Eschen zwar länger,
durch die erweiterten Öffnungszei-
ten hofft Oehri aber, dass die Bürger
in Zukunft mehrere Besorgungen in
einem erledigen und sich so einen
Anfahrtsweg sparen können. «Bei
den jetzigen Öffnungszeiten fährt
man meist extra nur zur Sammelstel-
le, in Zukunft könnte man sich die-
sen Anfahrtsweg sparen, was auch
der Umwelt zugutekommen würde»,
so Oehri. 

Gute Argumente
Donath Oehri ist überzeugt, dass die
Verlegung der Altstoffsammelstelle
nach Eschen der richtige Weg ist. Da-
von will er in einer öffentlichen Infor-

mationsveranstaltung, die voraus-
sichtlich Mitte Februar stattfinden
wird, auch die Bürger seiner Gemein-

de überzeugen. Wenn diese sich aber
weiterhin gegen die Versetzung der
Sammelstelle wehren, müsse man

wohl eine andere Lösung finden:
«Letztlich machen wir Politik für die
Bürger.»

Soll verlegt werden: Die Altstoffsammelstelle bei der Rheinau in Bendern soll nach Eschen verlegt werden. Dort könnten
die Bürger von viel längeren Öffnungszeiten profitieren. Bild Daniel Ospelt

Elektronisch 
beglaubigte Kopien
Vaduz. – Mit Inkrafttreten des E-Go-
vernment-Gesetzes per 1. Januar
2012 wurde die Möglichkeit der elek-
tronisch beglaubigten Kopie geschaf-
fen. Somit kann jede Person von ei-
nem Originaldokument oder einer in
Papierform vorliegenden beglaubig-
ten Kopie bei der Regierungskanzlei
eine elektronisch beglaubigte Kopie
anfertigen lassen. Elektronisch be-
glaubigte Kopien können wie folgt
verwendet werden:

Wenn einer Behörde in Liechten-
stein ein Originaldokument oder eine
beglaubigte Kopie vorzulegen ist,
kann stattdessen die elektronisch be-
glaubigte Kopie des betreffenden Do-
kuments vorgelegt werden. Im übri-
gen Geschäftsverkehr wird empfoh-
len, vorgängig die Akzeptanz elektro-
nisch beglaubigter Kopien abzuklä-
ren. (ikr)
Weitere Informationen zur elektronisch be-
glaubigten Kopie: www.rk.llv.li (Beglaubi-
gung/Elektronisch beglaubigte Kopie)

Familiengottesdienst
Fest Mariä Lichtmess
Mauren-Schaanwald. – Die Pfarrei
Mauren-Schaanwald feiert heute,
Mittwoch, 1. Februar, um 17.45 Uhr
in der Theresienkirche Schaanwald
und morgen, Donnerstag, 2. Februar,
um 10 Uhr in der Pfarrkirche Mauren
einen Familiengottesdienst zum Fest
Darstellung des Herrn (Mariä Licht-
mess). 

Das Fest Mariä Lichtmess erinnert
daran, dass Maria und Josef den klei-
nen Jesus in den Tempel bringen. Er,
der Erstgeborene, wird Gott geweiht,
wie dies nach jüdischem Gesetz Vor-
schrift war. Dabei begegnen sie zwei
alten Menschen, Simeon und Hanna.
Simeon erkennt in diesem Kind das
Licht, das das Leben aller Menschen
hell machen soll, das Licht der Welt.

In enger Verbundenheit mit Mariä
Lichtmess steht das Fest des heiligen
Blasius und der damit verbundene
Blasiussegen. Das Licht der Kerzen,
mit denen der Blasiussegen erteilt
wird, verweist auf die Gemeinschaft
mit dem Auferstandenen und die
Teilhabe an seinem Licht. Im An-
schluss an die Gottesdienste wie
auch nach der Vesper um 17 Uhr in
Mauren gibt es die Möglichkeit zum
persönlichen Empfang des Blasiusse-
gens. (pd)

Reformschritte anstatt -sprünge
Liechtenstein als Kleinstaat ist
darauf angewiesen, ausländi-
sche Gesetze zu rezipieren.
Nicht immer hat das Land dies
vorbildlich gemacht. Viele klei-
ne Reformen wurden verpasst,
sodass sich grosser Reformbe-
darf angestaut hat.

Von Richard Brunhart

Gamprin. – «In einem Kleinstaat stellt
sich nicht die Frage, ob man ausländi-
sches Recht rezipiert, sondern es stellt
sich die Frage, wie man es rezipiert»,
erklärte Elisabeth Berger von der Uni-
versität Wien gestern an einem Vortrag
im Liechtenstein-Institut. Dazu habe
sich auch die liechtensteinische Politik
in den 1970er-Jahren bekannt. Emo-
tionale Argumente, dass man dadurch
an Souveränität verliere, hätten kaum
mehr Bedeutung erlangt.

Gesetze zu rezipieren sei auch nicht
mit abschreiben gleichzusetzen. Wenn
man sich auf die Vorarbeiten anderer
Staaten stütze, sei damit noch nicht
die ganze Arbeit erledigt, denn das re-
zipierte Recht müsse auch zum Leben
erweckt werden. Die Rezeptionsvor-
lage müsse nach den bestehenden Ver-
hältnissen im Land ausgewählt wer-
den, man müsse sich über die Mass-
nahmen einig werden, die nötig sind,
um die Normen in die eigene Rechts-
ordnung zu integrieren, und schliess-
lich müsse man sich damit abfinden,
dass eine gewisse Abhängigkeit zum
Ursprungsrecht entstehe.

Zu lange zugewartet
Das Verhalten Liechtensteins zum
letzten Punkt gibt für Berger einigen
Anlass zur Kritik. «Wenn ein rezipie-
render Staat die Reformen im Ur-
sprungsstaat nicht nachvollzieht,
bleibt er zurück», so Berger. Liechten-
stein hat in den vergangenen zwei
Jahrhunderten immer wieder mit der
Verarbeitung von Reformen zugewar-
tet – gemäss Berger teilweise deutlich
zu lange. Eine gewisse Zeit abzuwar-
ten habe auch Vorteile, denn es zeige
sich, wie ein Gesetz ankomme. Doch
in Liechtenstein wurde für manche
Anpassungen mehr als nur ein paar
Jahre gewartet.

Liechtenstein habe häufig kleinere
Reformen nicht nachvollzogen, später
aber grosse Reformen umgesetzt – al-
so Reformsprünge anstatt Reform-

schritte vorgenommen. Dem kann die
Juristin, die 2003 bis 2006 am Liech-
tenstein-Institut als Forschungsbeauf-
tragte tätig war, zumindest in wissen-
schaftlicher Hinsicht etwas abgewin-
nen: Liechtenstein sei, weil es nicht
laufend Gesetze rezipiert, sondern
grosse Sprünge gemacht habe, beson-
ders geeignet, die Herausforderung
der Rezeption zu untersuchen.

Von zwei Ländern rezipiert
Zusätzlich interessant macht die
liechtensteinische Rezeptionsge-
schichte der Umstand, dass zwei ver-
schiedene Rechtsordnungen – von
Österreich und der Schweiz – als
wichtige Rezeptionsgrundlagen dien-
ten. In einem Abriss fasste Berger die
Rezeption zentraler Gesetzestexte
und historische Hintergründe, die da-
zu geführt haben, aus den vergange-
nen 200 Jahren zusammen.

Im 19. Jahrhundert orientierte sich
Liechtenstein an Österreich und über-
nahm – bis auf das Erbrecht – das
österreichische Allgemeine Bürgerli-
che Gesetzbuch (ABGB). Wie Berger
ausführte, wäre für Liechtenstein als
Mitglied des Rheinbunds eine Rezep-

tion des französischen Code civil na-
heliegender gewesen. Doch es gebe
keine Hinweise darauf, dass dies über-
haupt in Erwägung gezogen wurde.
Bereits in dieser Zeit hat Liechten-
stein Neuerungen des österrei-
chischen Rechts nicht immer rasch
nachvollzogen.

Zäsur nach dem Ersten Weltkrieg
Insbesondere im 20. Jahrhundert
staute sich aber ein grosser Reformbe-
darf an. Mit der Loslösung von Öster-
reich und der Neuorientierung an der
Schweiz in politischer und wirtschaft-
licher Hinsicht ging auch eine Neuori-
entierung bei der Rezeption der Ge-
setze einher. Wie Berger ausführte,
wollte Wilhelm Beck das ABGB durch
ein liechtensteinisches Zivilrecht er-
setzen. Als Vorbild sollte das schwei-
zerische Zivilrecht dienen, in dem er
sich ausgekannt habe, da er in der
Schweiz studiert hat. Verwirklicht
wurden aber nur zwei von fünf Tei-
len – das Sachenrecht sowie das Per-
sonen- und Gesellschaftsrecht.

Reformen der noch ausständigen
Teile – Familienrecht, Erbrecht und
Schuldrecht – seien vor allem daran

gescheitert, dass man sich nicht auf
das Vorgehen bei der Neukodifikation
des Schuldrechts habe einigen kön-
nen. Eine Gruppe habe die Rezeption
des Schweizer Rechts fortführen wol-
len, eine andere habe sich wieder am
österreichischen Recht orientieren
wollen. Zu vier Jahrzehnten Reform-
stau habe insbesondere diese Ausei-
nandersetzung geführt.

In den 1970er-Jahren habe man sich
darauf einigen können, auf Rechtstra-
dition und Rechtskontinuität zu ach-
ten. Dass sich etwas bewegt, dazu war
auch höchste Zeit. Das Eherecht habe
im Wesentlichen der Urfassung von
1812 entsprochen. Dass dies nicht
mehr zeitgemäss ist, überrascht nicht.

Heute noch Nachholbedarf
Auch heute bestehe noch Nachholbe-
darf, der mit einem umfassenden Re-
formprogramm angegangen werde. In
Zukunft soll aber verhindert werden,
dass Liechtenstein so weit in Rück-
stand gerät. Insbesondere rät Berger,
den Dialog mit Österreich und der
Schweiz zu verstärken und bei Refor-
men parallel einen Diskussionspro-
zess in Liechtenstein zu starten.

Elisabeth Berger: «Wenn ein rezipierender Staat die Reformen im Ursprungsstaat nicht nachvollzieht, bleibt er zurück.»
Bild Daniel Ospelt


